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Freitag, 29.11.2002

	Vatikan unterzeichnet Vereinbarung über Dialog mit der Türkei - Wahlsieg der islamischen Partei hilft auch Christen 
	


Erstes offizielles Abkommen, das der Vatikan mit einem Staat über den interreligiösen Dialog geschlossen hat 

Die schwierige Lage der christlichen Minderheiten in der Türkei zählte zu den ersten heißen Eisen, die die islamisch-konservative AKP nach ihrem Wahlsieg anpackte. Vor dem Staat müssten alle Glaubensgemeinschaften gleich sein, sagte AKP-Chef Recep Tayyip Erdogan, die Benachteiligung der Minderheiten müsse beendet werden. Erdogan signalisierte auch, dass die AKP-Regierung das Ausbildungsverbot für christliche Geistliche aufheben wolle. 

Wenn die neue Regierung dies wahr macht, würde dem Christentum in der Türkei fast in letzter Sekunde eine neue Zukunftsperspektive eröffnet. Die Türkei popagiert zwar stets ihre Trennung von Staat und Religion, doch handelt es sich dabei bisher um eine Fiktion: Aus Angst vor der Religion hat der Staat sie vielmehr einer strikten Kontrolle unterworfen. Den Islam, dem die große Mehrheit der Bevölkerung anhängt, kontrolliert ein staatliches Religionsamt. Mit noch größerem Misstrauen begegnet der Staat den Christen, die infolge vielfacher Benachteiligungen zu einer winzigen Minderheit zusammengeschmolzen sind. Unter anderem durften sie seit Gründung der Republik keine Kirche mehr bauen. 

Abzuwarten bleibt natürlich, inwieweit die AKP diese Ankündigungen in die Tat umsetzt. Als das letzte Parlament auf Druck der EU vorsichtige Verbesserungen verabschiedete, wurden diese sofort wieder kräftig vom Militär zusammengestrichen. Dennoch ist es ein gutes Zeichen. 
Völlig unverständlich jedoch in diesem Augenblick die vehemente Ablehnung von der CSU auf ihrem Parteitag in der letzten Woche und die Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken (ZDK), wonach die Türkei nicht in die EU aufgenommen werden sollte. 

Unterdessen hat der Vatikan hat eine Grundsatzvereinbarung mit dem türkischen Präsidium für religiöse Angelegenheiten unterzeichnet. Wie Radio Vatikan berichtete, unterzeichnete für den Vatikan der Präsident des Päpstlichen Rates für den Interreligiösen Dialog, Kardinal Francis Arinze. In dem Dokument verpflichten sich beide Seiten, für die Religionsfreiheit einzutreten und den Dialog zwischen Islam und Christentum zu fördern. Dazu gehören auch Austauschprogramme zwischen wissenschaftlichen Einrichtungen. Bislang gab es bereits eine akademische Partnerschaft zwischen der Universität von Ankara und der Päpstlichen Universität Gregoriana in Rom. 

Es ist dies das erste offizielle Abkommen, das der Heilige Stuhl mit einem Staat über den interreligiösen Dialog geschlossen hat. Es wird dabei auch die besondere Rolle des Islam in der türkischen laizistischen Republik ersichtlich. 

In der Absichtserklärung heißt es unter anderem: 
Unter Berücksichtigung der wachsenden Kontakte unter Völkern verschiedener Religionen, der größeren Reisemöglichkeiten, der Mobilität von Menschen aus wirtschaftlichen Gründen oder als Folge von Konflikten sowie der größeren Verfügbarkeit von Kommunikationsmöglichkeiten, die nationale und religiöse Grenzen überschreiten... wollen die Unterzeichner folgende Absichtserklärung abgeben und durch die sich beide Seiten verpflichten: 
1. Zur Förderung eines richtigen Verständnisses der Religionen und zur Ausmerzung von Missverständnissen und Vorurteilen in religiösen Angelegenheiten 
2. Zur Aufrechterhaltung von Religions-, Glaubens- und Gewissensfreiheit 
3. Zur Ermutigung und Entwicklung von Ausbildungsprogrammen, die gesicherte Information über andere Religionen bieten, 
4. Zum Ausbau des interreligiösen Dialogs in all seinen Formen, besonders durch die Erleichterung der Kontakte unter akademischen Institutionen, die sich mit dem Lehren von Religion befassen, 
5. Zur Überprüfung der Umsetzung dieser Absichtserklärung durch periodische Treffen der Vertreter beider Parteien. 










